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Regierungsratsbeschluss vom 20. Mai 2008

Nr. 2008/882

Balsthal: Teilzonen—-, Gestaltungs— und Erschliessungsplan "Industriezone Maiacker" / Behandlung der

Beschwerde

1. Ausgangslage

Die Einwohnergemeinde Balsthal unterbreitet dem Regierungsrat den Teilzonen-, Gestaltungs- und

Erschliessungsplan "Industriezone Maiacker” mit Zonen- respektive Sonderbauvorschriften zur Geneh-

migung.
2. Erwagungen
2.1 Planunterlagen

Die ehemaligen Giessereihallen in der Klus sollen zu einem Gewerbe- und Dienstleistungszentrum
umgenutzt werden. Dadurch wird der Bedarf nach Parkplatzen (fiir Angestellte und Kunden) steigen.
Da - aus Sicht des Gemeinderates - innerhalb der Industriezone Klus nicht geniugend Parkplatze
zur Verfligung gestellt werden kodnnen, soll auf dem &stlich benachbarten Grundstiick GB Balsthal Nr.
2416 ein grosser Parkplatz fiir 163 Personenwagen (PW) und 8 Lastwagen (LKW) entstehen.
Hierzu soll die Parzelle von der Landwirtschaftszone in die "Industriezone Maiacker" Uberfiihrt, d.h.

eingezont werden.
2.2 Verfahren

Im Januar 2004 gelangte die damalige Eigentiimerin der Giessereihallen, die Moser + Miller Ma-
nagement SA, mit einer Voranfrage betreffend Einzonung der Parzelle Nr. 2416 zwecks Erstellung
eines Parkplatzes fur rund 200 Fahrzeuge an den Gemeinderat Balsthal. Dieser uberstellte die An-
frage dem kantonalen Amt fir Raumplanung (ARP); es seien die Aussichten fiir die erforderliche
regierungsratliche Genehmigung zu prifen. In einer ersten Stellungnahme erachtete das ARP die Un-
terlagen als fiir eine Beurteilung ungeniigend; gleichzeitig &usserte es sich grundsatzlich kritisch. In
der Folge reichte der Gemeinderat dem ARP einen konkreten Teilzonen-, Gestaltungs— und Er-
schliessungsplan mit zugehorigem Raumplanungsbericht zur Vorpriifung ein. In einer "vorldufigen Stel-
lungnahme"” vom 23. Dezember 2004 &usserte sich das ARP erneut kritisch und behielt eine ab-
schliessende Vorprifung im eigentlichen Sinn explizit vor. Der nachfolgende (mehrfache) Schriften-
wechsel zwischen Planer und Gemeindebehdrden einerseits und dem ARP anderseits betraf schwer-
gewichtig die Frage, ob die als erforderlich geltend gemachte Parkfliche nicht auch innerhalb der

bestehenden Industriezone realisiert werden konne.



Anfang November 2005 nahm der Ausschuss der Raumplanungskommission (RPK) einen Augen-
schein. Der Antrag des ARP an die RPK lautete auf Ablehnung des Einzonungsbegehrens. Die Ein-
zonung sei unzweckmdssig; der Maiacker solle als gliedernder Griinraum in der Klus langfristig er-
halten bleiben. Der Parkraum fiir das vorgesehene Dienstleistungs- und Gewerbezentrum sei inner-
halb des bestehenden Industriegeldndes zu schaffen. Der Ausschuss der RPK befand wie folgt: Der
Einzonung des Maiackers zwecks Realisierung einer Parkierungsanlage koénne aktuell noch nicht zu-
gestimmt werden. Indessen werde die Einzonung nicht grundsétzlich als - aus landschaftlicher Sicht
- unzweckmassig beurteilt. Voraussetzung fir eine Einzonung wére aber das Aufzeigen einer Ge-
samtlésung fiir die Parkierung der Industriezone Klus, und zwar bei gleichzeitigem Vorliegen einer
grossmehrheitlichen Ausnutzung der Giessereihallen. Auch wére der Gestaltungsplan dannzumal mass-
geblich zu Uberarbeiten (namlich betreffend Anordnung der Parkplatze, Zu- und Wegfahrten etc). In
einer ersten Phase sei die Parkierung fir die Giessereihallen somit auf dem gegebenen Industrieare-

al (in den Hallen bzw. um diese herum) zu realisieren.

In seinem Schreiben vom 9. Januar 2006 ans ARP bekraftigte der Gemeindeprasident von Balsthal
das Bestreben des Gemeinderates nach Einzonung. Die Parkierung in den bzw. um die Hallen sei
mit den - fur die entsprechende Investition unabdingbaren - Nutzungsvorstellungen der Eigentimerin
nicht vereinbar, und anderweitig sei auf dem gegebenen Industriegelande keine Parkflache erhaltlich
zu machen. In der Folge wurden Plan und Raumplanungsbericht per Ende Juli 2006 Uberarbeitet

bzw. aktualisiert und vom Gemeinderat Ende Oktober 2006 zur Auflage freigegeben.

Gegen den vom 2. November 2006 bis am 1. Dezember 2006 aufgelegten Plan ging eine Ein-
sprache ein, nadmlich seitens der nachmaligen Beschwerdefiihrerin Elisabeth Schnyder-von Blarer,
Balsthal, vertreten durch Rechtsanwalt Dominik Schnyder, Balsthal. Sie beantragte, es sei von der
vorgesehenen Einzonung abzusehen; eventualiter seien der Gestaltungs- und Erschliessungsplan nicht
zu beschliessen; gegebenenfalls seien weitere Auflagen vorzusehen; alles unter Kosten- und Ent-
schadigungsfolge. Als Beweismassnahmen wurden ein Augenschein, eine Parteibefragung und die
Einholung eines Gutachtens (zur aktuellen Immissionslage) beantragt. Am 22. Februar 2006 lehnte
der Gemeinderat die Einsprache in allen Punkten ab (Er6ffnung mit Verfiigung vom 20. Méarz
2007 ); gleichzeitig beschloss er den (Teilzonen-, Gestaltungs- und Erschliessungs-)Plan und
Uberwies ihn dem Regierungsrat mit dem Antrag um Genehmigung. Auf die jeweilige Begriindung
wird - soweit wesentlich - in den nachfolgenden Erwagungen eingegangen; im Ubrigen wird auf die

Akten verwiesen.

Am 28. Méarz 2007 (Datum der Postaufgabe) gelangte Elisabeth Schnyder-von Blarer, wiederum
vertreten durch Rechtsanwalt Dominik Schnyder, mit Beschwerde an den Regierungsrat. Sie begehrt
die Aufhebung des gemeinderétlichen Einspracheentscheides und die Nichtgenehmigung des (gesam-
ten) Planes durch den Regierungsrat. Eventualiter sei der Teilzonenplan an den Gemeinderat zu-
riickzuweisen, subeventualiter (bloss) der Gestaltungs— und Erschliessungsplan, namlich zur separa-
ten Neuauflage; gegebenenfalls habe der Regierungsrat Auflagen zu verfliigen; alles unter Kosten-
und Entschadigungsfolge. In prozessualer Hinsicht beantragte die Beschwerdefiihrerin unter anderem
eine Parteibefragung, einen Augenschein sowie die Einholung eines Gutachtes ulber die aktuell gege-

bene Verkehrsbelastung der Klus.

Der Gemeinderat beantragt in seiner Vernehmlassung vom 7. Mai 2007 die Abweisung der Be-
schwerde unter Kosten- und Entschadigungsfolge fiir die Beschwerdefihrerin. Der mittlerweile als Ei-

gentimer der (zur Umnutzung vorgesehenen) Giessereihallen fungierende Hans Moser, Derendingen,



verzichtete explizit auf die Abgabe einer Stellungnahme zur Beschwerde; die Eheleute Stephan und
Beatrice Hengartner, Oensingen, Grundeigentimer der zur Einzonung vorgesehenen Parzelle Nr.

2416, liessen sich nicht vernehmen.

Am 3. Dezember 2007 nahmen Vertreter des instruierenden Bau- und Justizdepartements (BJD)
einen Augenschein vor und fiihrten eine Parteiverhandlung durch. Zugegen waren der Rechtsvertreter
der Beschwerdefiihrerin, der Gemeindeprasident und der Bauverwalter Balsthals, die Eheleute
Hengartner, Bauinteressent Hans Moser und sein Architekt Robert Schneider.

2.3 Zustandigkeit und Kognition des Regierungsrates

Nach § 9 Abs. 1 des kantonalen Planungs- und Baugesetzes (PBG; BGS 711.1) ist die
Ortsplanung Aufgabe der Einwohnergemeinden. Die Nutzungspldne sind gemass § 18 Abs. 1 PBG
durch den Regierungsrat zu genehmigen. Nach § 18 Abs. 2 PBG uberprift der Regierungsrat, der
gleichzeitig Uber erhobene Beschwerden entscheidet, die Plane auf ihre Recht- und Zweckmassigkeit
sowie auf die Ubereinstimmung mit libergeordneten Planungen. Pléne, die rechtswidrig oder of-
fensichtlich unzweckmassig sind, und Plane, die Ubergeordneten Planungen widersprechen, weist er
an die Gemeinde zurick. Bei der Prifung der Zweckmassigkeit auferlegt sich der Regierungsrat
allerdings nach § 18 Abs. 2 PBG und Art. 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes Uber die Raumplanung
(RPG; SR 700) - zur Wahrung der den Gemeinden eingerdumten, relativ erheblichen Ent-
scheidungsfreiheit - eine gewisse Zuriickhaltung. Abgesehen davon, dass er nur bei offensichtlich
unzweckmassigen Planen einschreiten darf, hat er den Gemeinden auch nicht eine von mehreren
zweckmassigen Ldsungen vorzuschreiben. Diese Beschrankung entspricht der Praxis des
Bundesgerichtes (vgl. etwa BGE 106 la 71 f., 114 la 370).

2.4 Behandlung der Beschwerde von Elisabeth Schnyder-von Blarer, Pfrundhausweg 4, 4710
Balsthal
vertreten durch Rechtsanwalt Dominik Schnyder, Herrengasse 10, 4710 Balsthal

a. In ihrer seinerzeitigen Einsprache an den Gemeinderat machte die Beschwerdefiihrerin im
Wesentlichen geltend, der zur Landwirtschaftszone (und Juraschutzzone) gehérenden, zwi-
schen der Dinnern und der Kantonsstrasse gelegenen Parzelle Nr. 2416, komme die
Funktion eines natiirlichen Puffers (Griinglrtels) zwischen dem Industriegebiet im Westen
und dem {brigen Landwirtschaftsland &stlich der Strasse zu. lhre Einzonung und Uberbau-
ung sei planerisch nicht zu rechtfertigen, zumal das gegebene Industrieareal westlich der
Dinnern geniigend Flache fiir die geltend gemachten Bedirfnisse (Parkierung) biete. Auch
hatte eine Parkierungsanlage der vorgesehenen Dimension mit unmittelbarer Ein— und Aus-
fahrt ab der bzw. auf die Kantonsstrasse negative Auswirkungen auf den Verkehrfluss in
der diesbeziiglich bereits geplagten Klus (haufige Staus), wéare eine Reduktion der zulds-
sigen Hochstgeschwindigkeit von heute 80 km/h doch unausweichlich. Vor allem aber fehle
ein planerischer Zusammenhang (hinreichende Verknilipfung) mit der Ubrigen Flache des
Industrieareals Klus und deren Nutzung. Schon heute sei das Gebiet Klus-Maiacker mit
Immissionen (Larm, Abgasen, Staub und Erschitterungen) durch Verkehr und Industriebe-
triebe (insb. Marti Tunnelbau AG und Kehrichtumladestation der KEBAG) stark belastet.
Dazu kdme unweigerlich, dass der vorgesehene Parkplatz als nachtlicher LKW-Ausstellplatz
benutzt wirde. Damit verbunden waren - nebst den materiellen - auch zusétzliche ideelle

Immissionen (Ausdehnung des bereits ansdssigen Sexgewerbes). Gleichzeitig sei &usserst



fraglich, ob mit dem Vorhaben zusétzliche Arbeitspldtze geschaffen wirden, wie dies von

den Befurwortern des Projekts behauptet werde. So fehle es seitens der Eigentiimerin doch
an einem eigentlichen Nutzungskonzept fiir die Giessereihallen. Insgesamt mache heute al-
lein eine bessere und koordinierte Erschliessung und Nutzung des gegebenen Industrieareals
westlich der Diinnern planerisch Sinn. Diesbeziiglich bestehe - wegen bisherigen Versdum-
nissen der Beteiligten (worunter insbesondere auch die Gemeinde) - Handlungsbedarf. Ein
Gesamtnutzungskonzept fir das Industrieareal Klus fehle. Vor diesem Hintergrund koénne ei-

ne Neueinzonung fur die Schaffung von Parkraum nicht zugelassen werden.

Der Gemeinderat unterstrich im Einspracheentscheid sein Bestreben, das ehemalige von
Roll-Areal (Industriebrache) wieder zu beleben, wobei man auf gutem Weg sei. Dabei
seien die Bedlrfnisse der heutigen Nutzer andere als friiher (gewachsene Mobilitat). Auf
dem gegebenen Areal zwischen der Dinnern und dem Jurahang im Westen aber sei nicht
geniigend Flache fir die erforderliche Parkierung erhéltlich zu machen. Das Areal sei be-
reits heute stark Uberbaut, und die noch freien Flachen wiirden in ndherer Zukunft durch
das IFA (Interkantonales Feuerwehr Ausbildungszentrum) Uberbaut. Ebensowenig ware die
Parkierung innerhalb der Giessereihallen verniinftig zu realisieren (unglinstiger - statisch
vorgegebener - Saulenraster). Die Parkierung auf der Parzelle Nr. 2416, gelegen zwi-
schen dem von Roll-Areal und der Kantonsstrasse, erweise sich hingegen geradezu als
ideal. Die vorgesehene Ein- und Ausfahrt ab der bzw. auf die Kantonsstrasse sei mit
dem kantonalen Amt fiir Verkehr und Tiefbau (AVT) abgesprochen worden. Im Ubrigen
baue die Argumentation in der Einsprache zu einem grossen Teil auf Hypothesen auf,
weshalb sich eine nahere Auseinandersetzung damit eribrige. Die gestellten Beweisantrage

behandelte der Gemeinderat nicht.

Die Rekurrentin rligt in ihrer Beschwerde vorerst eine Verletzung ihres Anspruchs auf
rechtliches Gehor (Verzicht des Gemeinderates auf die beantragten Beweismassnahmen,
und zwar ohne Begriindung). Im Ubrigen argumentiert sie wie bereits in ihrer Einsprache.
Sie vertieft insbesondere, dass eine Interessenabwagung, wie sie das Raumplanungsrecht
gebiete (konkret: Gebot des haushélterischen Umganges mit dem Gut Boden), einer Ein-
zonung klar entgegenstehe. Der Umstand, dass die - durchaus mogliche - Schaffung von
Parkflache innerhalb des gegebenen Industrieareals wirtschaftlich unvorteilhafter sei, begriinde
keinen Anspruch auf Einzonung. Der Eigentimerin der Giessereihallen sei es zuzumuten,

die erforderlichen Abstellplatze innerhalb des Areals zu schaffen.

Der Gemeinderat verweist in der Vernehmlassung auf seine friheren Ausfihrungen im Auf-
lagebeschluss vom 26. Oktober 2006 sowie im angefochtenen Einspracheentscheid vom
20. Marz 2007.

b. Als Adressatin des gemeinderatlichen Einspracheentscheides ist die Rekurrentin zur Be-
schwerde legitimiert, zumal sie als Eigentimerin benachbarter Parzellen zweifellos zur Ein-
sprache berechtigt war. Auf ihre im Ubrigen frist- und formgerecht [vgl. §§ 32 Abs. 1
und 33 Abs. 1 Verwaltungsrechtspflegegesetz (VRG; BGS 124.11)] eingereichte Be-

schwerde ist damit einzutreten.

c. Anlasslich des Augenscheines des BJD wurden besichtigt: die Giessereihallen Nrn. 60
und 60a auf der Parzelle GB Balsthal Nr. 3425 (Industriezone), deren nahere Umgebung



auf dem ehemaligen von Roll-Areal, insbesondere die westlich benachbarte Parzelle

Nr. 3658 (desgleichen Industriezone und ebenfalls im Eigentum von Hans Moser ste-
hend), sowie - namlich vom Einlenker respektive Bahniibergang Maiacker aus - die Klus
als solche (landschaftliche Gesamtsituation) und die von der Gemeinde zur Einzonung
vorgesehene Parzelle Nr. 2416, gelegen zwischen der Diinnern und der OeBB-Linie einer-

seits und der Kantonsstrasse andererseits.

Hans Moser und Architekt Schneider erlduterten ihre Vorstellungen betreffend kunftiger Nut-
zung der ehemaligen Giessereihallen. Im stiddstlichen (schmalen) Trakt der Halle 60 soll
weiterhin gewerblich respektive industriell produziert werden. Zur Zeit des Augenscheines
wurde dort Baustahl (Armierungseisen) bearbeitet. Der Ostliche Bereich des nordlich an-
schliessenden Mitteltrakts soll bestehen bleiben und kinftig als Infrastruktur- und Verkehrs-
flaiche dienen; der westliche Bereich soll abgerissen und neu aufgebaut werden, namlich
mit einem Unter—, einem Erd- und 3 Obergeschossen. Der 0stliche Bereich des Nordtrakts
(Halle 60a), heute aus einem niedrigen Untergeschoss (Raumhéhe ca. 2,5 m) und ei-
nem rund 8 m hohen Erdgeschoss bestehend, soll mit einem Zwischenboden versehen
werden. Der westliche Bereich soll - analog dem westlichen Bereich des Mitteltrakis -
abgerissen und mit Unter-, Erd- und 3 Obergeschossen neu aufgebaut werden. In der
Nordwestecke der Halle 60a sind bereits Abbrucharbeiten vorgenommen worden. Im Osten
der Halle 60a (mit einzuziehendem Zwischenboden) soll ein Fachmarkt eingerichtet wer—
den. Die zugehorigen Parkplatze sollen auf der einzuzonenden Fliche (Parzelle Nr. 2416)
an der Kantonsstrasse erstellt werden, wo sie auch als Blickfang dienten. Auch wiinschten
die "Miteigentimer Klus" keinen massgeblichen PW-Verkehr auf dem bestehenden Indu-
strieareal. Konflikte mit dem LKW- und Werkverkehr seien zu vermeiden. Uber die Nut-
zung der neu aufzubauenden westlichen Bereiche von Zwischen- und Nordtrakt war noch

nichts Konkretes in Erfahrung zu bringen.

Die Besichtigung zeigte, dass der schmale Sidtrakt der Halle 60 nicht unterkellert ist. Im
ostlichen Teil des Mitteltrakts ist das Unterschoss bereits saniert worden. Dabei blieb offen,
mit Blick auf welche Nutzung dies geschah. Als korrekt erwies sich indessen das wieder-
holte friihere Vorbringen von Gemeinde und Grundeigentimer(in), dass der gewahlte Sau-
lenraster eine verniinftige Parkierung nicht zulasse. Noch unglnstiger ist der gegebene
Saulenraster im Untergeschoss des 0Ostlichen Teils der Halle 60a. Indessen misste hier die
Kellerdecke respektive der Erdgeschossboden fiir die vorgesehene Nutzung wohl ohnehin
saniert werden, sodass die Anordnung der Stiitzen von Grund auf neu geplant werden

kénnte.

Zur Parkierung geradezu anbieten wirde sich - aus der Sicht Aussenstehender - die un-
Uberbaute Parzelle Nr. 3658 westlich der Hallen. Nach den Vorstellungen des Grundeigen-
timers soll hier indessen - nebst 30 Parkfeldern fir PWs - in erster Linie ein Warte-
und Rangierraum fiir LKWs geschaffen werden (vgl. den Plan Nr. 127 "Situation/Parkie-
rung”, 1 : 500, der Alphaplan, Gerlafingen, datierend vom 15. Februar 2005). Ferner
soll der westliche Teil der Parzelle gemadss genanntem Plan fiir eine Nutzung durch das
IFA reserviert sein.

Seitens der Gemeindevertreter und des Eigentimers wurde nochmals bekréftigt, dass inner-
halb des gegebenen Industrieareals, d.h. von andern Grundeigentimern, keine Flache fir



die Schaffung der erforderlichen Abstellplatze erhéltlich gemacht werden kdnne. Der Raum
sei knapp, weshalb vorerst jeder um seine eigenen Bedlrfnisse besorgt sei.

Beim Bahniibergang Maiacker erlduterte vorerst der kantonale Sachverstdndige fiir Heimat-
schutz seine Sicht der Dinge. Pragendes Element der Klus sei der deutliche Kontrast
(Dualismus) zwischen dem Industrieareal im Westen, dem durchaus auch die Funktion ei-
nes Zeitzeugen zukomme, und der noch intakten Landschaft im Osten, gelegen in der
Landwirtschaftszone und Uberlagert mit der Juraschutzzone, mit dem unter Schutz gestellten
Pfrundhaus. Der Parzelle Nr. 2416, auf welcher der Parkplatz erstellt werden solle, komme
fir die Gliederung der Landschaft (optische Wirkung) in der gegen Norden sich veren-
genden Klus massgebliche Bedeutung zu. Dies unbesehen der Tatsache, dass ihr Areal
kiinstlich auf das Niveau der Kantonsstrasse aufgeschittet worden sei.

Der Eigentimer der Giessereihallen, Hans Moser, vertrat demgegeniber die Meinung, dass
der westlich der stark befahrenen Kantonsstrasse gelegenen Parzelle keine derartige Bedeu-
tung zukomme. Die eigentliche Trennung zwischen Industriegebiet und Ubrigem Raum werde

durch die Kantonsstrasse vollzogen. Jenseits derselben gebe es nichts Schiitzenswertes.

d. Das oberste Ziel der Raumplanung ist der haushélterische Umgang mit dem Gut Boden
(vgl. Art. 1 Abs. 1 RPG). Daraus ergibt sich als zentraler - Uberspannender - Pla-
nungsgrundsatz die Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet. Art. 3 RPG nennt die einzel-
nen Planungsgrundsatze. Dazu gehort die Schonung der Landschaft (vgl. Abs. 2); insbe-
sondere haben sich Bauten und Anlagen in diese einzuordnen (vgl. lit. b).

Haushalterischer Umgang mit dem Gut Boden bedeutet vorerst, dass solcher nur dann der
Bauzone zuzuschlagen ist, wenn ein ausgewiesenes Bedirfnis dafiir besteht. Ob auf dem
bestehenden Industrieareal in der Tat keine zusétzliche Flache fur die Schaffung von Park-
platzen erhéltlich gemacht werden kann, muss offen bleiben. Halleneigentimer und Ge-
meinde jedenfalls haben keine konkreten Bemiihungen in dieser Sache nachgewiesen. Zwar
sind negative Sachumstdnde in der Tat nur schwer zu beweisen. Umgekehrt kann es auch
nicht dem Regierungsrat obliegen, das Gegenteil, d. h. die Verfugbarkeit solcher Flache,
nachzuweisen. Zentral ist denn auch vielmehr das Folgende: Aus der Nutzung, wie sie
dem Eigentiimer der Hallen vorschwebt, lasst sich kein Anspruch auf die Bereitstellung zu-
satzlichen Baulandes fiir deren Realisierung ableiten, und zwar auch seitens der das Vor-
haben unterstitzenden Gemeinde nicht. Vielmehr miissen sich raumplanerische Massnahmen
als recht- und zweckmassig erweisen. Zwar ist das Anliegen der Gemeinde, die Industrie-
brache in der Klus wieder zu beleben, durchaus zu begrissen. Wie sich zeigt, ist man
damit denn auch auf gutem Weg (diverse neue Nutzer des ehemaligen von Roll-Areals).
Klar ist auch, dass Eigentimer und Investoren primar an wirtschaftlich interessanten Nut-
zungen Interesse zeigen. Vorliegend darf davon ausgegangen werden, dass die vorgesehe-
ne Parkierung auf der Parzelle Nr. 2416, d. h. auf der bisher griinen Wiese, die glns-
tigste Variante darstellen wirde. Die Schaffung von Parkpladtzen in den bestehenden Hallen
oder etwa auf der Parzelle Nr. 3658 wiirde deren anderweitigen Nutzung (ganz oder teil-
weise) entgegenstehen. Die Erstellung eines - mehrgeschossigen und damit platzsparenden
- Parkhauses auf dem Gelande etwa, sei es allein oder in Zusammenarbeit mit andern
anséassigen Nutzern, kdme klar teurer zu stehen. Dass vor diesem Hintergrund der Ruf

nach Einzonung entsteht, ist nachvollziehbar. Allein es besteht - wie erwdhnt - kein An-



spruch auf die Schaffung der raumplanerischen Voraussetzungen fir eine mdglichst wirt-

schaftliche Nutzung erworbener Immobilien.

Weiter féllt auf, dass seitens des Eigentimers erst bezlglich eines Teils der Hallen mehr
oder weniger konkrete Nutzungsvorstellungen bestehen (Fachmarkt). Damit bleibt nicht nur
die Zahl der erforderlichen Abstellplatze weitgehend offen, sondern auch jene der dereinst
zu veranschlagenden Fahrten [vgl. diesbeziiglich den Regierungsratsbeschluss Nr. 1600
vom 12. Juli 2005 in Sachen Anpassung des kantonalen Richtplanes 2000, insbesondere
Ziff. 3.3 (betr. Standortkriterien fiir "publikumsintensive Anlagen”)] und damit auch Art
und Umfang der erforderlichen planerischen Massnahmen und Bewilligungen. Damit verhalt
es sich so, dass fir eine Nutzung, die bis dato weder bewilligt noch auch nur planerisch
festgesetzt ist und die nicht einmal konzeptionell abschliessend feststeht, - ohne jegliche
planerische Verknipfung also - eine Flache eingezont werden soll mit dem einzigen
Zweck, den Bedarf ersterer an Abstellplatzen sicherzustellen. Dies kann nicht angehen. Wie
die Rekurrentin zu Recht darauf hinweist, bestiinde bei dieser Ausgangslage die Mdglichkeit
(respektive Gefahr), dass der Parkplatz gemass dem zur Genehmigung vorgelegten Teil-
zonen—, Gestaltungs—- und Erschliessungsplan zwar erstellt, indessen in der Folge andern
Zwecken dienen wiirde als dem Gewerbe- und Dienstleistungszentrum in den Giessereihal-

len.

Zum vornherein unabdingbar ist deshalb eine enge planerische Verkniipfung zwischen vor-
gesehener (Um-)Nutzung der Hallen und Sicherstellung der zugehérigen Parkierung.
Konkret: Der Nutzungsplan misste - soweit Gestaltungs- und Erschliessungsplan - nicht
nur das Areal der Parzelle Nr. 2416 erfassen, sondern auch jenes der Parzellen Nrn.
3425 und 3658, und er hatte insbesondere sicherzustellen, dass die Realisierung der
Parkflache auf der Parzelle Nr. 2416 ohne vorgangige oder zumindest gleichzeitige Umset-
zung der Planvorgaben innerhalb des heutigen Industrieareals ausgeschlossen ist. Etwas
anderes muss schon allein aufgrund dieses fehlenden Zusammenhanges als offensichtlich

unzweckmassig beurteilt werden.

Auch bei gegebener planerischer Verkniipfung (wie soeben dargestellt) bliebe immer noch
die Vertraglichkeit des Vorhabens aus der Sicht des Landschaftsschutzes zu prifen. Nicht
unproblematisch erscheint ferner die vorgesehene Ein- und Ausfahrt direkt auf die stark

frequentierte Kantonsstrasse.

Der heutigen Landwirtschaftsparzelle Nr. 2416 kommt in der gegen Norden sich verengen-
den Klus in der Tat pridgende Bedeutung fir das Landschaftsbild (Gliederung) zu. Die
von Siiden nach Norden verlaufende Trennung zwischen dem Industrieareal im Westen und
dem weitgehend intakten Landschaftsbild im Osten wird im fraglichen Bereich (d. h. zwi-
schen dem Einlenker Maiacker im Siiden und der Stelle einige hundert Meter weiter nérd-
lich, wo Bahnlinie und Strasse voriibergehend wieder unmittelbar nebeneinander verlaufen)
namlich in erster Linie durch die - weiter westlich verlaufende - Diinnern und das
Bahntrasse der OeBB und nicht durch die Kantonsstrasse vorgegeben. Der zwischen Din-
nern/Bahntrassee und Strasse gelegenen, sich gegen Norden verjingenden Parzelle Nr.
2416 kommt insofern willkommene Pufferfunktion zu. Diesem Umstand ware bei einer kiinf-

tigen Interessenabwagung massgebliches Gewicht beizumessen.



3.1

3.2

3.3

e. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass dem vom Gemeinderat Balsthal vorgelegten
Teilzonen-, Gestaltungs- und Erschliessungsplan "Industriezone Maiacker” mit Zonen- res-
pektive Sonderbauvorschriften, namlich in Gutheissung der dagegen erhobenen Beschwerde,
die regierungsratliche Genehmigung zu verweigern ist. Dabei gilt es zu beachten, dass
dem Plan - so wie vorgelegt - die Genehmigung auch ohne dagegen erhobene Be-
schwerde zu versagen gewesen wdare. So ergibt sich aus den vorstehenden Erwagungen

namlich ohne Weiteres seine offensichtliche Unzweckmassigkeit.

Bei diesem Verfahrensausgang sind die mit Fr. 1'600.00 zu beziffernden Kosten des Be-
schwerdeverfahrens ( Spruchgebiihr und Auslagen) der Einwohnergemeinde Balsthal, Bauin-
teressent Hans Moser und den Grundeigentiumern Hengartner aufzuerlegen, und zwar im
Verhéltnis 3 : 4 : 1 [vgl. § 37 Abs. 2 Satz 1 VRG i.V.m. § 101 Zivilprozessordnung
(BGS 221.1)]. Sie haften fiir den Gesamtbetrag solidarisch [vgl. § 12 Geblhrentarif
(GT; BGS 615.11)]. Zwar sind gemass § 37 Abs. 2 Satz 2 VRG den am Verfahren
beteiligten Behorden (vorliegend Gemeinderat Balsthal) in der Regel keine Verfahrenskos-
ten aufzuerlegen. Im vorliegenden Fall rechtfertigt es sich hingegen, von dieser Regel ab-
zuweichen. Zur Begriindung kann auf den Auszug aus dem Protokoll lber die Gemeinde-
ratssitzung vom 26. Oktober 2006 verwiesen werden. Der von der Beschwerdefiihrerin am
19. April 2007 geleistete Kostenvorschuss von Fr. 1'500.00 ist vollumfanglich zuriick zu
erstatten.

Ferner ist der obsiegenden Beschwerdefiihrerin eine Parteientschadigung zuzusprechen (vgl.
§ 39 VRG), und zwar in Form einer Pauschalsumme [vgl. § 181 Abs. 1 Gebihrentarif
(BGS 615.11) analog]. Sie ist mit Fr. 800.00 zu beziffern. Dies unter anderem in Wiir-
digung der Umstdnde, dass der Rechtsvertreter die Beschwerdefiihrerin in namlicher Ange-
legenheit und mit vergleichbarer Argumentation bereits auf Stufe Einspracheverfahren vertre—
ten hat und seinen Ausfiihrungen eine "gewisse Ausfiihrlichkeit" nicht abzusprechen ist. Die
Parteientschadigung ist von den Kostenpflichtigen im Verhéltnis ihrer Kostenanteile zu tragen
(bzgl. Entschadigungspflicht der Einwohnergemeinde Balsthal vgl. § 39 Satz 2 VRG sowie
die vorstehenden Erwagungen zur Kostenpflicht) .

Beschluss

Der Teilzonen-, Gestaltungs- und Erschliessungsplan "Industriezone Maiacker" mit Zonen-

respektive Sonderbauvorschriften wird nicht genehmigt.

Die Beschwerde von Elisabeth Schnyder-von Blarer, 4710 Balsthal, v.d. Rechtsanwalt
Dominik Schnyder, 4710 Balsthal, wird gutgeheissen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens (Spruchgebihr und Auslagen) werden mit

Fr. 1'600.00 beziffert und wie folgt verlegt: Einwohnergemeinde Balsthal, v.d. Gemeinderat,
4710 Balsthal: Fr. 600.00; Hans Moser, Maschinen und Immobilien, 4552 Derendingen:
Fr. 800.00; Stephan und Beatrice Hengartner, 4702 Oensingen: Fr. 200.00. Die

Kostenpflichtigen haften dem Kanton Solothurn fiir den Gesamtbetrag solidarisch.

Der von der Beschwerdefiihrerin geleistete Kostenvorschuss von Fr. 1'500.00 wird zurlick-
erstattet.



3.4 Der Beschwerdefiihrerin wird eine Parteientschadigung von Fr. 800.00 zugesprochen, und
zwar zulasten der nach Ziff. 3.3 Kostenpflichtigen und im Verhéltnis ihrer Kostenanteile,
namlich: Einwohnergemeinde Balsthal, v.d. Gemeinderat, 4710 Balsthal: Fr. 300.00; Hans
Moser, Maschinen und Immobilien, 4552 Derendingen: Fr. 400.00; Stephan und Beatrice
Hengartner, 4702 Oensingen: Fr. 100.00.

Sh.de

Yolanda Studer

Staatsschreiber — Stellvertreterin

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsgericht des Kantons

Solothurn eingereicht werden. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begrindung zu enthalten.

Kostenrechnung Einwohnergemeinde Balsthal, 4710 Balsthal

Kosten Beschwerdeverfahren: Fr. 600.00 (KA 431000/A 81087)

Zahlungsart: Belastung im Kontokorrent Nr. 111106

Kostenrechnung Moser Hans, Maschinen und Immobilien, Postfach 244, 4552 Derendingen
Kosten Beschwerdeverfahren: Fr. 800.00 (KA 431000/A 81087)

Zahlungsart: Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen

Rechnungstellung durch Staatskanzlei

Kostenrechnung Hengartner Stephan und Beatrice, Hesselbergweg 7,
4702 Oensingen

Kosten Beschwerdeverfahren: Fr. 200.00 (KA 431000/A 81087)

Zahlungsart: Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen
Rechnungstellung durch Staatskanzlei

Kostenrechnung Schnyder-von Blarer Elisabeth, Pfrundhausweg 4, 4710 Balsthal
(v.d.Rechtsanwalt Schnyder Dominik, Postfach 130, 4710 Balsthal)

Ruckerstattung des
Kostenvorschusses: Fr. 1'500.00 (aus 119101)



Verteiler

Bau- und Justizdepartement

Bau- und Justizdepartement, Rechtsdienst (re)

Bau- und Justizdepartement, Leiterin Administration (br) (Beschwerde Nr. 2007/35)

Debitorenbuchhaltung BJD

Bau- und Justizdepartement (mw) (zur Riickerstattung)

Amt fir Raumplanung (Bi/Ru) (3)

Amt fur Verkehr und Tiefbau (2)

Amt fir Finanzen, zur Belastung im Kontokorrent

Sekretariat der Katasterschatzung

Amt fir Landwirtschaft

Amtschreiberei Thal-Gau, Schmelzihof, Wengimattstrasse 2, 4710 Klus—Balsthal

Einwohnergemeinde Balsthal, 4710 Balsthal (mit Belastung im Kontokorrent) (Einschreiben)

Bauverwaltung Balsthal, 4710 Balsthal

Planungskommission Balsthal, 4710 Balsthal

Moser Hans, Maschinen und Immobilien, Postfach 244, 4552 Derendingen, mit Rechnung (Ein-
schreiben)

Hengartner Stephan und Beatrice, Hesselbergweg 7, 4702 Oensingen, mit Rechnung (Einschreiben)

Rechtsanwalt Dominik Schnyder, Postfach 130, 4710 Balsthal (2) (Einschreiben)

BSB + Partner, Ingenieure und Planer, von Roll-Strasse 29, 4702 Oensingen



	1. Ausgangslage
	2. Erwägungen
	2.1 Planunterlagen
	2.2 Verfahren
	2.3 Zuständigkeit und Kognition des Regierungsrates
	Nach § 9 Abs. 1 des kantonalen Planungs- und Baugesetzes (PBG; BGS 711.1) ist die Ortsplanung Aufgabe der Einwohnergemeinden. 
	2.4 Behandlung der Beschwerde von Elisabeth Schnyder-von Blarer, Pfrundhausweg 4, 4710 Balsthal�vertreten durch Rechtsanwalt D

	3. Beschluss
	3.1 Der Teilzonen-, Gestaltungs- und Erschliessungsplan "Industriezone Maiacker" mit Zo�nen- respektive Sonderbauvorschriften 
	3.2 Die Beschwerde von Elisabeth Schnyder-von Blarer, 4710 Balsthal, v.d. Rechtsanwalt Dominik Schnyder, 4710 Balsthal, wird g
	3.3 Die Kosten des Beschwerdeverfahrens (Spruchgebühr und Auslagen) werden mit Fr. 1'600.00 beziffert und wie folgt verlegt: E
	Der von der Beschwerdeführerin geleistete Kostenvorschuss von Fr. 1'500.00 wird zu�rück�erstattet.

	3.4 Der Beschwerdeführerin wird eine Parteientschädigung von Fr. 800.00 zugesprochen, und zwar zulasten der nach Ziff. 3.3 Kos


